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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

NGO Nichtregierungsorganisation

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

SEM Staatssekretariat fur Migration

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

GRECO Staatengruppe gegen Korruption

BV Bundesverfassung

AsylG Asylgesetz

UNHCR Hoher Fllichtlingskommissar der Vereinten Nationen

fog Forschungsinstitut Offentlichkeit und Gesellschaft

gfs.bern Forschungsinstitut gfs.bern

LGBTQ+ Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender, Intersexuelle, queer und
pan/omni

DFJP Département fédéral de justice et police

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

ONG Organisation non gouvernementale

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

SEM Secrétariat d'Etat aux migrations

PFPDT Préposé fédéral a la protection des données et a la transparence

SSR Société suisse de radiodiffusion

GRECO Group d'états contre la corruption

Cst Constitution fédérale

LAsi Loi sur I'asile

HCR Haut Commissariat des Nations unies pour les réfugiés

fog Forschungsinstitut Offentlichkeit und Gesellschaft (institut de
recherche)

gfs.bern Institut de recherche gfs.bern

LGBTQ+ Lesbiennes, gays, bisexuelles, transgenres, intersexuées, queer ainsi que
pan/omni
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Nachdem die RK-SR im Januar 2019 der parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH)
betreffend die Erhéhung des Strafmasses fiir Vergewaltigungen keine Folge gegeben
hatte, weil sie die Frage stattdessen im Zuge der Harmonisierung der Strafrahmen
klaren wollte, beschloss sie = im Einvernehmen mit EJPD-Vorsteherin Karin Keller-
Sutter -, eine materielle Revision des Sexualstrafrechts anzupacken. Daflr wollte sie
einen separaten Entwurf ausarbeiten, der dann auch Gegenstand einer reguldren
Vernehmlassung sein sollte. Im Februar 2020 lenkte auch die Mehrheit der RK-NR auf
die Position ihrer Schwesterkommission ein und beantragte ihrem Rat mit 14 zu 9
Stimmen bei einer Enthaltung, der Initiative Rickli keine Folge zu geben. Eine
Minderheit aus SVP und FDP bestand jedoch auf Folgegeben: Sie wolle damit ein Signal
senden, dass sie die vorgeschlagenen Anderungen in der Strafrahmenharmonisierung
auch wirklich bertcksichtigt sehen méchte.

In der Sommersession 2020 forderte Minderheitsvertreterin Andrea Geissbuhler (svp,
BE) den Nationalrat auf, der Initiative Folge zu geben, da man die Revision des
Sexualstrafrechts nun schon zu lange - seit 2008 - vor sich her schiebe und eine von
der Harmonisierung der Strafrahmen getrennte Vorlage diesen Prozess noch einmal
verlangern wurde. Tatsachlich vermochte diese Argumentation eine Mehrheit des
Nationalrates zu Uberzeugen und so gab die grosse Kammer - entgegen der Empfehlung
ihrer Kommissionsmehrheit - der Initiative knapp mit 77 zu 72 Stimmen bei 14
Enthaltungen Folge. Moglich wurde dieses Resultat, weil neben der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion auch die Fraktionen der Mitteparteien und der FDP
grossmehrheitlich  fur Folgegeben stimmten und sich gleichzeitig mehrere
Vertreterinnen und Vertreter aus dem links-griinen Lager enthielten (5 SP, 4 GP und 2
GLP).'

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Die Teilrevision des Bundesgesetzes (iber das Offentlichkeitsprinzip, die von der SPK-
NR aufgrund einer parlamentarischen Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG)
ausgearbeitet worden war, wurde in der Frihjahrssession 2021 im Nationalrat
debattiert. Der Vorschlag sah vor, dass fir den Zugang zu 6ffentlichen Dokumenten
keine Gebuhren mehr erhoben werden durfen, es sei denn der Verwaltungsaufwand sei
besonders hoch. In der Vorlage wurde hierzu ein Maximalbetrag von CHF 2'000
festgelegt, wogegen zwei Minderheitenantrage eingereicht worden waren: Die
Minderheit Damien Cottier (fdp, NE) wollte, dass die Tarife wie bisher vom Bundesrat
per Verordnung festgelegt werden sollen, und die von Jean-Luc Addor (svp, VS)
angeflhrte Minderheit schlug vor, selbst bei aufwandigen Verfahren lberhaupt keine
Gebuhr zu verlangen, wenn das 6ffentliche Interesse flr die Anfrage gross ist.

Bevor Uber die Gebuhrenerhebung diskutiert werden konnte, musste die Volkskammer
freilich Uber Eintreten beschliessen. Eine Minderheit der SPK-NR hatte namlich dafur
pladiert, gar nicht auf die Vorlage einzutreten. Fir diese Minderheit argumentierte
Marco Romano (mitte, Tl), dass ein Paradigmenwechsel, wie er hier angestrebt werde,
nicht noétig sei. Kostenlosigkeit sei zudem ein falsches Signal. Solche Anfragen
verursachten immer Kosten, die letztlich von der Allgemeinheit getragen werden
mussten. Bei unverhaltnismassig hohen Kosten durften diese sehr wohl auf die
Verursachenden abgewaélzt werden. Dies funktioniere mit der aktuell geltenden
Regelung ja bereits gut und GeblUhren wirden nur mit der nétigen Zurickhaltung
verlangt. Die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen liessen erkennen, dass
Eintreten kaum umstritten sein wurde. Hervorgehoben wurde die Bedeutung der
Transparenz der Staatsbehérden fir die Demokratie, die mit dem Offentlichkeitsprinzip
bedeutend erhéht werden kénne. Damien Cottier (fdp, NE) gab hingegen bekannt, dass
sich die FDP.Liberalen-Fraktion der Minderheit Romano anschliesse. Es miusse
vermieden werden, dass die Verwaltung mit zeitintensiven Gesuchen eingedeckt werde.
Die 55 Stimmen, die gegen Eintreten votierten, stammten denn auch aus der
geschlossen stimmenden FDP.Liberalen-Fraktion und aus der grossen Mehrheit der
Mitte-Fraktion. Gegen die 135 Stimmen flr Eintreten aus allen anderen Fraktionen
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reichten sie freilich nicht aus.

In der Folge wurden beide Minderheitenantrage abgelehnt. Mit 139 zu 51 Stimmen
sprach sich der Nationalrat gegen die Minderheit Addor aus, die lediglich Unterstutzung
aus der SVP-Fraktion erhielt. Trotz des Antrags von Bundesratin Karin Keller-Sutter, es
vor allem bei grossem Aufwand dem Bundesrat zu Uberlassen, wie hoch die Geblhren
sein sollen, weil «Jahr fur Jahr [...] mehr Zugangsgesuche bei den Bundesbehoérden»
eingingen, wurde auch die Minderheit Cottier mit 121 zu 68 Stimmen - Letztere aus den
geschlossen stimmenden Fraktionen der Mitte und der FDP und einem Teil der SVP-
Fraktion - abgelehnt. Ebenfalls nicht auf Gehor stiess der Antrag des Bundesrats, den
Passus zur Informationspflicht aus der Vorlage zu streichen. Der Entwurf sah vor, dass
die Gesuchstellenden informiert werden mussen, wenn die Verwaltung eine Gebuhr zu
erheben gedenkt, wobei auch die Hohe der Geblihr (maximal CHF 2'000) kommuniziert
werden musste. Mit 190 zu 1 Stimme wurde die Informationspflicht jedoch deutlich
gutgeheissen. Einzig Kurt Fluri (fdp, SO) unterstitzte den Antrag der Regierung. Mit 136
zu 54 Stimmen bei 3 Enthaltungen bei der Gesamtabstimmung schickte der Nationalrat
die Vorlage an die kleine Kammer. Die Gegenstimmen stammten erneut von den
Fraktionen der FDP.Liberalen und der Mitte. ?

Weil sich der Standerat ziemlich knapp dazu entschieden hatte, nicht auf die Vorlage
der SPK-NR fiir eine Anderung des Offentlichkeitsgesetzes einzutreten, musste sich
die grosse Kammer in der Herbstsession 2021 erneut lber die Idee eines kostenlosen
Zugangs zu Offentlichen Dokumenten beugen. Eine 18-kopfige Mehrheit der
Kommission empfahl Festhalten am Eintretensentscheid und eine 5-kdpfige Minderheit
wollte sich dem Standerat anschliessen und damit die bisherige Regelung beibehalten,
welche die Erhebung von GebUhren erlaubt.

In der Regel seien Anfragen kostenlos. Gebuhren wirden effektiv nur in jenen Fallen
erhoben, in denen die Bereitstellung nachgefragter Dokumente mit hohem Aufwand fur
die Verwaltung verbunden ist, fihrte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) in der Ratsdebatte
fur die Kommissionsminderheit aus, also etwa in 3 Prozent aller Falle. Ein
Handlungsbedarf mache die FDP.Liberale-Fraktion aufgrund dieser geringen Zahl nicht
aus. Auch die Mitte-Fraktion - ausgenommen die EVP - sehe nicht ein, weshalb das
bewéhrte Vorgehen geéndert werden soll, erklarte Marianne Binder-Keller (mitte, AG).
In Ausnahmefallen durfe eine Anfrage durchaus etwas kosten, zumal die GebUhren fur
den teilweise hohen Aufwand «wirklich marginal» seien. Auf der anderen Seite
argumentierten die Grine sowie die Grlnliberale Fraktion mit der Transparenz, die nur
dann gegeben sei, wenn alle Dokumente kostenlos zur Verflgung gestellt wirden - so
Irene Kélin (gp, AG) und Corina Gredig (glp, ZH) einhellig. Verwundert zeigte sich Nadine
Masshardt (sp, BE) Uber die Ablehnung des Sténderats, habe doch die SPK-SR der
parlamentarischen Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG), auf welche die Vorlage
zuruckgeht, noch einstimmig Folge gegeben. Neue Argumente seien in der
Standeratsdebatte allerdings keine aufgekommen. Das 2004 eingeflhrte
Offentlichkeitsprinzip und das Ziel «die Verwaltung birgerfreundlicher und
zuganglicher» zu machen, kénne aber nur génzlich geblUhrenfrei umgesetzt werden.
Auch der Bundesrat stehe hinter der Vorlage, liess Karin Keller-Sutter verlauten. Der
Handlungsbedarf sei in der Tat «eher punktuell», aber es kdnne nicht ausgeschlossen
werden, dass Uberhdhte GeblUhren Gesuchstellende abschrecken kénnten. Weil neben
der geschlossenen FDP- und der mehrheitlichen Mitte-Fraktion niemand die
standeratliche Ablehnung des Vorschlags teilen mochte, entschied sich der Nationalrat
mit 132 zu 47 Stimmen fur Festhalten am Eintretensentscheid. Damit ging die Vorlage
zuriick an den Sténderat. ®

Weil der Nationalrat auf Eintreten auf die Umsetzung der parlamentarischen Initiative
von Edith Graf-Litscher (sp, TG) zur Anderung des Offentlichkeitsgesetzes beharrt
hatte, musste der Standerat ein zweites Mal dartuber debattieren, ob er das Geschaft
detailliert behandeln will oder nicht. Das «Wohl des Landes» stehe und falle nicht mit
dieser Vorlage, beschrieb Andrea Caroni (fdp, AR) die Initiative, bei der es eigentlich
lediglich darum ging, ob die Einsicht amtlicher Dokumente ganzlich gebilhrenfrei
werden soll oder ob an der aktuellen Regel festgehalten werden soll, die Geblhren als
Regelfall vorsieht. Da die GebUhren in der Praxis in 97 Prozent aller Félle erlassen
wilrden, kdnnte man dies eigentlich auch ins Gesetz Ubernehmen, argumentierte eine
starke Minderheit der SPK-SR, die Eintreten und damit Zustimmung zum Beschluss des
Nationalrats empfahl. Es gehe darum, das Verursacherprinzip hochzuhalten,
begriindete hingegen Heidi Z'graggen (mitte, UR) als Kommissionssprecherin die
Empfehlung der Kommissionsmehrheit fir Festhalten am urspringlichen Entscheid und
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somit fur Nichteintreten. Wenn bei einer Einsicht hohe Kosten entstiinden, dann sollen
diese nicht die Allgemeinheit, sondern die Gesuchsstellenden bezahlen mussen. Es
musste gar ein Anstieg von Gesuchen beflrchtet werden, wenn diese ganzlich
kostenfrei wirden. Man kénne in der Detailberatung ja immer noch Details regeln -
etwa eine Obergrenze von CHF 2'000 bei aufwandigen Gesuchen (Lisa Mazzone, gp, GE)
oder die Information, dass Geblhren anfallen konnten (Andrea Caroni, fdp, AR) -
entgegneten die Sprechenden flr die Minderheit. Justizministerin Karin Keller-Sutter,
die noch einmal die positive Haltung des Bundesrates zu einem gebuUhrenfreien
Offentlichkeitsprinzip  deutlich machte, verwies schliesslich auch auf die
Vernehmlassung, die gezeigt habe, dass eine Mehrheit der Kantone die Vorlage
beflurwortete. Die kleine Kammer liess sich in der Folge umstimmen. Mit 25 zu 18
Stimmen folgte sie dem Minderheitsantrag und beschloss Eintreten. Damit geht die
Vorlage zur Detailberatung an die Kommissionen zurlck. *

Organisation der Bundesrechtspflege

Im Standerat stiess die Umsetzung der parlamentarischen Initiative der RK-SR auf
keinerlei Widerstand. Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) fUhrte aus, dass
nicht nur die RK-NR der parlamentarischen Initiative mit 23 zu O Stimmen Folge
gegeben habe, mit der in der Verordnung der Bundesversammlung Uber die
Richterstellen am Bundesstrafgericht eine Erhohung der Vollzeitstellen am
Bundesstrafgericht von bisher maximal drei auf maximal vier festgehalten wird,
sondern in der Zwischenzeit auch der Bundesrat. Karin Keller-Sutter ergénzte im
Namen der Regierung, dass auch die Verwaltungskommission des Bundesgerichtes das
Gesuch flr eine Aufstockung der Stellen unterstitze. Ohne Gegenantrag wurde zuerst
Eintreten beschlossen, anschliessend passierte der Entwurf die kleine Kammer mit 30
zu 0 Stimmen (keine Enthaltungen). ®

In der Herbstsession 2021 beugte sich der Nationalrat Uber die Vorlage zur Erh6hung
der Altersschwelle in der Bundesanwaltschaft, welche die RK-NR mit 20 zu 4 Stimmen
empfehle, wie dies ihr Kommissionssprecher Philipp Mathias Bregy (mitte, VS)
berichtete. Die Kommission sei der Uberzeugung, dass diese «moderne» Anpassung
helfe, qualifizierte und mit einem gewissen Alter auch erfahrene Bundesanwaltinnen
und Bundesanwélte zu finden. Zudem wurde damit Gleichberechtigung mit
Bundesrichterinnen und Bundesrichtern geschaffen, da diese ebenfalls bis ins 68.
Lebensjahr im Amt bleiben dirften. Ein Minderheitsantrag auf Nichteintreten wurde
zurickgezogen. Der Minderheitensprecher Baptiste Hurni (sp, NE) begriindete dies
damit, dass die Kommission glaubhaft versichert habe, dass die Erhdhung der
Alterslimite erstens nicht als Zeichen einer Erhohung des Rentenalters generell
betrachtet werde, sondern ganz spezifisch auf das Amt der Bundesanwaltschaft
bezogen sei und zweitens nicht auf eine besondere Person zugeschnitten sei. Im
Vorfeld der Kommissionsinitiative hatte es Vorwirfe gegeben, die Altersgrenze werde
nur deshalb erhoht, weil ein Kandidat fur die freie Bundesanwaltschaftsstelle bereits
alter als 65 sei. Da das neue Gesetz erst per 1. Januar 2022 in Kraft trete und der neue
Bundesanwalt noch in der Herbstsession gewahlt werde, kénne dies jedoch
ausgeschlossen werden, gab auch Bundesratin Karin Keller-Sutter zu Protokoll. In der
Folge wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen und die Verordnungsanderung
mit 146 zu 1 Stimme (2 Enthaltungen) angenommen.

Die Schlussabstimmungen passierte die Vorlage im Sténderat einstimmig (44 zu O
Stimmen) und im Nationalrat mit 189 zu 3 Stimmen (bei 3 Enthaltungen). ¢
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Volksrechte

In der Sommersession beugte sich der Nationalrat Uber die Frage der Zustandigkeit bei
Kiindigung von Staatsvertragen. In einer Medienmitteilung Ende Mai hatte die SPK-NR
bekannt gegeben, dass sie die von der kleinen Kammer gutgeheissene Vorlage ihrer
Schwesterkommission einstimmig unterstitze, den Vorschlag des Bundesrates
hingegen ebenfalls ablehne. Zwar habe die Frage, wer fur die Kindigung von Vertragen
zustéandig sei - der Bundesrat oder das Parlament - bisher kaum gestellt werden
mussen. Dies misse aber insbesondere im Hinblick auf Volksinitiativen, deren Annahme
eine Kindigung von Vertragen nach sich ziehen kénne, geklart werden. Die Beurteilung
der Frage, ob neues Verfassungsrecht in Widerspruch zu einem bestehenden
volkerrechtlichen Vertrag stehe, kénne nicht der Exekutive alleine Uberlassen werden.
Wie beim Abschluss solcher Vertrage musse dies dem Gesetzgeber, also dem Parlament
und im Falle eines Referendums der Stimmbevdlkerung, Uberlassen werden. Dies
entspreche der Idee des materiellen Parallelismus, flihrte Barbara Steinemann (svp, ZH)
fur die Kommission in der Ratsdebatte aus. Es sei wichtig, dass die Regeln vor einem
Spiel und nicht wéhrend des Spiels festgelegt wiirden, weshalb dieser Parallelismus im
Gesetz festgehalten werden miusse.

Eine Minderheit Glattli (gp, ZH) beantragte, die Anderung nicht nur auf Gesetzesstufe zu
regeln, sondern auch in der Verfassung zu verankern - eine Forderung, wie sie auch
vom Bundesrat gestellt worden war, was von der neuen Justizministerin Karin Keller-
Sutter unterstrichen wurde. Eine deutliche Mehrheit von 161 zu 10 Stimmen folgte hier
allerdings dem Standerat und sprach sich ebenfalls gegen Eintreten auf den
bundesratlichen Vorschlag aus. Die von der kleinen Kammer noch leicht angepasste
Kommissionsvorlage fand dann in der Gesamtabstimmung eine Mehrheit von 179
Stimmen, denen lediglich eine Enthaltung gegenutberstand.

In den Schlussabstimmungen hiessen sowohl der Stdnderat (44 Stimmen, keine
Enthaltung) als auch der Nationalrat (195 Stimmen, 1 Enthaltung) das neue Gesetz
einstimmig gut.’

Wahl- und Abstimmungsverfahren

In der Wintersession 2019 beriet der Standerat den indirekten Gegenvorschlag seiner
SPK-SR fur mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung, der in Folge der erfolgreich
zustande gekommenen Transparenz-Initiative als parlamentarische Initiative
ausgearbeitet worden und sowohl in der Vernehmlassung wie auch im Bundesrat auf
mehrheitliche Zustimmung gestossen war.

Andrea Caroni (fdp, AR) beantragte Nichteintreten. Er sei zwar ein «grosser Freund der
Transparenz in der Politik», hier handle es sich aber um eine schlecht ausbalancierte
Vorlage, die zudem eher zu «Scheintransparenz» fliihre. Die Forderungen seien erstens
ein Eingriff in die Privatsphare, weil sie politische Praferenzen und finanzielle
Méglichkeiten von Spenderinnen und Spendern offenlegten. Zweitens wirden die
Regelungen mit viel Blrokratie einhergehen und kénnten wohl, drittens, sehr einfach
umgangen werden, da zwangslaufig grosse Llicken bestehen blieben. In Landern, die
scharfe Regeln kennen, sei das Vertrauen in die Politik nicht grésser als in der Schweiz,
betonte er. Viel Geld und Demokratie stiinden in einem heiklen Verhaltnis, zitierte in
der Folge Paul Rechsteiner (sp, SG) Gottfried Keller. Demokratische Entscheide dirfe
man nicht kaufen kénnen. Die Transparenz-Initiative verbiete zwar den Einsatz grosser
Geldmittel nicht, sie verlange aber Transparenz. Wer viel investiere, der solle auch dazu
stehen. Dass die Sensibilitat in der Bevolkerung wachse, zeigten die Volksabstimmungen
in den Kantonen Schwyz und Freiburg, wo die Forderung nach Transparenzregeln an der
Urne Erfolg hatte. Das Argument, dass Regeln umgangen werden kénnten, durfe nicht
gelten, weil man ansonsten Uberhaupt keine Regeln mehr aufstellen dirfe; man denke
dabei etwa an den Strassenverkehr. Christian Levrat (sp, FR) schliesslich erérterte den
in seinen Augen erfolgreichen Fall Freiburg und zitierte den aktuellen Sorgenbarometer,
der einen Ruckgang des politischen Vertrauens zeige. Dem kdnne vor allem mit
vermehrter Transparenz begegnet werden. Beide SP-Vertreter forderten nicht nur
Eintreten, sondern auch ein Ja zur Volksinitiative. Justizministerin Karin Keller-Sutter
erorterte die Position der Regierung. Der Bundesrat habe in der urspringlichen
Botschaft fur die zur Ablehnung empfohlene Initiative keinen Gegenentwurf
vorgesehen, weil er Regelungen der Politikfinanzierung kritisch gegentberstehe, da sie
administrativ aufwandig und schwierig umsetzbar seien. Zudem sei der Bundesrat der
Meinung, dass sich das Volk nicht kaufen lasse. Es gebe mehrere Beispiele von
Abstimmungskampagnen, bei denen grosse Geldmittel eingesetzt worden seien, bei
denen sich die Stimmbevdlkerung aber auf die finanziell weniger gut bemittelte Seite
geschlagen habe. Der jetzt durch die SPK-SR vorgelegte indirekte Gegenvorschlag habe
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gegenlber der Initiative Vorzlge und es sei sicherlich besser, Finanzierungsregeln auf
Gesetzesstufe und nicht auf Verfassungsstufe einzufihren. Aus diesem Grund
unterstlitze der Bundesrat - nach wie vor mit einer gehoérigen Portion Skepsis - den
Gegenvorschlag, bei dem er allerdings einige Anderungswiinsche anbringe.

Bevor Uber diese Anderungen debattiert wurde, wurde der Minderheitsantrag Caroni
auf Nichteintreten mit 29 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt. Eine
Minderheit Stockli (sp, BE), die von Christian Levrat Gbernommen worden war, weil
Hans Stockli als Président amtete, wollte den Katalog der Offenlegungspflichten fir
politische Parteien erweitern. Neben den Einnahmen hétten auch Ausgaben und
Vermogenslage ausgewiesen werden sollen. Dieser Antrag scheiterte aber genauso wie
ein Antrag, die Obergrenze fur Zuwendungen nicht bei CHF 25'000, sondern schon bei
CHF 10'000 festzulegen. Angenommen wurde ein Antrag des Bundesrats, auf eine
Offenlegungspflicht bei Unterschriftensammlungen zu verzichten. Die SPK-SR war hier
auf die Linie des Bundesrats umgeschwenkt, weil das oOffentliche Interesse an
Transparenz in diesem friihen Stadium weniger gross sei, wie Daniel Fassler (cvp, Al) flr
die Kommission ausfihrte. Zu diskutieren gab die Frage nach einem Verbot von
Zuwendungen aus dem Ausland. Der Bundesrat hatte beantragt, dieses Verbot zu
streichen und lediglich den Passus fur ein Verbot von anonymen Zuwendungen zu
belassen. Die SPK-SR hatte nach langerer Diskussion mit 7 zu 5 Stimmen entschieden,
dem Antrag des Bundesrats zu folgen. Eine Minderheit Bischof (svp, SZ) wollte allerdings
- auch gestltzt auf eine parlamentarische Initiative Fournier (cvp, VS;Pa.lv. 18.423) - am
urspringlichen Verbot festhalten. Pirmin Bischof warnte davor, dass Wahlen und
Abstimmungen in verschiedenen Léndern durch auslandische Geldgeberinnen und
Geldgeber finanziert worden seien. Dies sei beim Geldspielgesetz nachweislich auch in
der Schweiz der Fall gewesen. Es stehe wohl nachstens eine Abstimmung Uber den Kauf
von Kampfflugzeugen an, wo es um Milliardenbetrage gehe, an denen auch auslandische
Player ein Interesse hatten. Im Inland musse man fur Transparenz sorgen, aber die
direkte Demokratie werde gegen auslandische Gelder nur durch ein Verbot geschutzt.
Karin Keller-Sutter entgegnete, dass nicht auszuschliessen sei, dass auslandisches Geld
in Abstimmungskampagnen fliesse. Dies werde aber in der Regel bekannt und es werde
daruber diskutiert. Ein Verbot sei hingegen mittels Geldkurieren sehr leicht zu
umgehen. Das magistrale Votum verhallte jedoch ungehort; der Antrag der Minderheit
wurde mit 25 zu 18 Stimmen gutgeheissen.

In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf mit 29 zu 13 Stimmen (2 Enthaltungen)
angenommen. ®

In der Herbstsession 2020 beugte sich der Nationalrat als Zweitrat Uber den von der
SPK-SR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative, mit dem
mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung geschaffen werden soll. Nicht weniger als
40 Wortmeldungen zeugen von der Bedeutung, die der Vorlage auch in der grossen
Kammer entgegengebracht wurde. Die beiden Sprecher der SPK-NR - Andri
Silberschmidt (fdp, ZH) und Damien Cottier (fdp, NE) - pladierten fur Eintreten und
warben fiir einige von ihrer Kommission vorgenommene gewichtige Anderungen des
standerétlichen Vorschlags: Die Mehrheit der Kommission stelle sich, anders als von der
kleinen Kammer vorgeschlagen, gegen jegliche Offenlegung des Namens von
Spenderinnen und Spendern, verlange aber nebst der Offenlegung der Einnahmen auch
jene der Ausgaben von politischen Akteuren, jedoch ohne dass hier erhaltene
Zuwendungen offengelegt werden mussten. Ebenfalls abweichend zum Sténderat
schlage die Mehrheit der Kommission vor, dass bei Abstimmungen und Wahlen bereits
Kampagnenbudgets von CHF 50'000 offengelegt werden - der Standerat hatte hier eine
Obergrenze von CHF 250'000 vorgesehen und auch die Initiative sah eine hohere
Obergrenze von CHF 100'000 vor. Schliesslich - so die beiden Kommissionssprecher -
musse diese Offenlegungspflicht nicht nur fur Kandidierende flur den Nationalrat,
sondern auch fur jene fur den Standerat gelten.

Zuerst wurde Uber Eintreten verhandelt. Eine Kommissionsminderheit bestehend aus
Mitgliedern der SVP-Fraktion begrindete ihren Nichteintretensantrag mit den zu
komplizierten Transparenzregeln, die vom Vorschlag vorgesehen seien; das Vertrauen in
die Politik wiirde so eher geschwécht als gestérkt. Gregor Rutz (svp, ZH) bezeichnete die
Vorlage gar als «Absurditat»: Es bestehe kein Handlungsbedarf und der Vorwurf, die
Schweizer Politik sei korrupt, - Rutz nahm Explizit auf die Vorwurfe der GRECO Bezug -
sei «Unsinn». Transparenz brauche man dort, wo demokratische Defizite bestinden,
was in der Schweiz nicht der Fall sei. Nadine Masshardt (sp, BE), ihres Zeichens Co-
Prasidentin des Tragervereins der Transparenz-Initiative, pladierte fur die SP-Fraktion
fur Eintreten: Die SPK-NR habe den Gegenvorschlag wirkungslos gemacht, was
insbesondere hinsichtlich der Offenlegung der Spenderinnen und Spender wieder zu
korrigieren sei. Ins gleiche Horn stiess Iréne Kalin (gp, AG) fir die Fraktion der Griinen.
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Ohne Offenlegung von Spenden kénne nicht von Transparenz gesprochen werden. lhre
Fraktion sei deshalb flur Eintreten, um hier Korrekturen anzubringen. Auch die Mitte-
Fraktion pladierte via ihre Sprecherin Marianne Binder-Keller (cvp, AG) fur Eintreten,
auch wenn die CVP sowohl gegen die Initiative als auch gegen den hier vorliegenden
Vorschlag sei. Dies einerseits, weil die Bestrebungen letztlich auf eine staatliche
Parteienfinanzierung hinausliefen, und andererseits, weil eine Forderung der CVP nicht
erflllt sei, namlich die Offenlegung von indirekten Spenden und Querfinanzierungen
beispielsweise durch Gewerkschaften und Wirtschaftsverbédnde. Doris Fiala (fdp, ZH)
sprach von «Zeitgeist», der im Moment mehr Transparenz fordere. Allerdings sei diese
Forderung in einem Milizsystem umsichtiger umzusetzen als bei einem System mit
Profipolitikerinnen und -politikern - Fiala nahm Bezug auf ihr Mandat im Europarat, bei
dem sie einer sehr strengen Offenlegungspflicht unterworfen sei. Auch die FDP wolle
keine staatliche Parteienfinanzierung und die Wahrung der Privatsphare auch bei
politischen Zuwendungen. Der Trend flr mehr Transparenz werde «auch vor den Tlren
der Schweizer Parteien keinen Halt machen», vermutete Corina Gredig (glp, ZH) und
pléadierte fur ihre GLP-Fraktion nicht nur fur Eintreten, sondern auch fir die
Offenlegung der Namen von Spenderinnen und Spendern. Vor der Abstimmung Uber
Eintreten meldete sich auch Justizministerin Karin Keller-Sutter zu Wort. Sie erinnerte
daran, dass ein ganzlicher Verzicht der Offenlegung von Spenden ein Kernstlick der
Transparenzinitiative entfernen wirde. Der wesentlich tiefere Schwellenwert von CHF
50'000 fur die Offenlegung von Kampagnen wiederum ziehe wohl vor allem
blrokratischen Aufwand nach sich. Zudem sei die Forderung nach einer Offenlegung
der Kampagnenzuwendungen von Standeratskandidierenden deshalb heikel, weil ja
eigentlich die Kantone fur die Wahlen in die kleine Kammer verantwortlich seien. Sie
bat den Rat aber auch deshalb um Eintreten, weil es sinnvoller sei, eine Regelung auf
Gesetzesstufe anzubringen als in der Verfassung. Wie aufgrund der Sprecherinnen und
Sprecher nicht anders zu erwarten war, stimmte die Mehrheit der anwesenden
Nationalratinnen und Nationalrate flr Eintreten. Die 57 Nein-Stimmen stammten aus
der SVP- (562 Stimmen) und der FDP-Fraktion (5 Stimmen), hatten aber gegen die 136 Ja-
Stimmen keine Chance.

In der Folge ging es um die bereits in der Eintretensdebatte angekindigten
Anderungsantrage. Eine Mehrheit von 135 zu 56 Stimmen folgte dem
Kommissionsvorschlag, dass Parteien nicht nur wie vom Stadnderat vorgesehen ihre
Einnahmen, sondern auch ihre Ausgaben offenlegen mussen. Der SVP-
Minderheitsantrag, der dem Sténderat folgen wollte, scheiterte also deutlich.
Wesentlich knapper scheiterte der Minderheitsantrag Streiff (evp, BE), mit dem die
Offenlegung von Spenden gefordert worden ware, nicht aber wie vom Standerat
vorgesehen mit einer Obergrenze von CHF 25'000, sondern mit einer Obergrenze von
CHF 10'000. Die 94 Stimmen der geschlossenen Fraktionen von SP und Griinen,
unterstltzt von 15 Stimmen der Grinliberalen - einzig Martin Baumle (glp, ZH) sprach
sich fur die Mehrheit aus, die die Offenlegung der Spenden ganz streichen wollte -
sowie von 9 Stimmen aus der Mitte-Fraktion und den 2 SVP-Stimmen von Mike Egger
(svp, SG) und Lukas Reimann (svp, SG) reichten gegen die 96 Stimmen fur die
Kommissionsmehrheit nicht aus. Der Vorschlag der Kommission obsiegte auch bei der
Frage nach der Hohe der Kampagnenausgaben. Nicht CHF 250'000 wie vom Standerat
und einer Minderheit Bircher (svp, AG) vorgesehen (130 zu 60 Stimmen), aber auch nicht
CHF 100'000, wie von der Minderheit Streiff vorgeschlagen (171 zu 18 Stimmen), sondern
Kampagnenausgaben von CHF 50'000 sollen neu eine Offenlegung zwingend machen.
Angenommen wurde auch der Vorschlag, dass die einzureichenden Dokumente
stichprobenweise zu kontrollieren seien.

Da damit aber keiner der Minderheitsantrage eine Mehrheit gefunden hatte und die von
praktisch allen Fraktionen kritisierte, von der SPK-NR ziemlich verwésserte Vorlage so
insgesamt zu viele Gegnerinnen und Gegner hatte, kam es bei der Gesamtabstimmung
wenig Uberraschend zu einer deutlichen Abfuhr. Lediglich noch 17 Stimmen aus der
FDP-Fraktion sowie eine Stimme aus der Mitte-Fraktion (Martin Landolt (bdp, GL))
unterstitzten die Vorlage; standen aber gegen die 168 Gegenstimmen (9 Enthaltungen)
auf verlorenem Posten. Damit wird der Ball dem Sténderat zurtickgespielt. °

Nachdem der Standerat in der Wintersession 2020 auf dem indirekten Gegenvorschlag
seiner SPK-SR zur Transparenzinitiative beharrt hatte, musste sich die Volkskammer
noch einmal Uber das Geschaft beugen, mit dem mehr Transparenz bei der
Politikfinanzierung hergestellt werden soll. Die SPK-NR wollte der Idee eine zweite
Chance geben, beantragte mit 14 zu 10 Stimmen Eintreten und schlug drei Ergénzungen
zum Entwurf des Sténderats vor: Parteien sollen auch die Betrage offenlegen mussen,
die sie von ihren Mandatstrégerinnen und Mandatstrdgern erhalten, auch
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Sténderatsmitglieder sollten ihr Wahlkampfbudget offenlegen muissen und die
Dokumente, auf denen die verschiedenen Betrage ausgewiesen werden mussen, sollten
stichprobenartig kontrolliert werden. Zudem schlug die SPK-NR bei den
Schwellenwerten  vor, die Vorschlage des Stadnderats zu Ubernehmen:
Kampagnenbudgets sollten ab einer Hohe von CHF 50'000 und Spenden ab CHF 25'000
offengelegt werden mussen.

Zur Diskussion standen in der Frihjahrssession 2021 auch einige Minderheitsantrége.
Zuerst forderte eine von SVP-Mitgliedern angefiihrte Kommissionsminderheit, nicht auf
die Vorlage einzutreten. Mit dem Gegenvorschlag wie auch mit der Initiative selber
wlrde hoéchstens «Scheintransparenz» geschaffen und «der Bevélkerung Sand in die
Augen>» gestreut, argumentierte Martina Bircher (svp, AG) fir diese Minderheit. Mit dem
«administrativen Monster», das etwa durch Stlickelung von Spenden einfach umgangen
werden koénne, werde Uber kurz oder lang eine staatliche Parteienfinanzierung
eingefihrt und das «bewéhrte Milizsystem zu Grabe» getragen. Die links-grinen
Votantinnen (Nadine Masshardt, sp, BE; Ada Marra, sp, VD und Iréne Kélin, gp, AG)
hoben hingegen im Namen ihrer Fraktionen hervor, dass Transparenz nicht nur immer
stérker von der Bevolkerung gefordert werde, sondern auch ein zentrales Element der
Demokratie sei, um verlorenes Vertrauen wiederherzustellen. Auch die FDP votierte -
gemass ihrem Sprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) - fur Eintreten, auch wenn volle
Transparenz nicht moéglich sei und das Vertrauen der Bevolkerung auch heute nach wie
vor hoch sei. Auch die GLP sprach sich fur einen Gegenvorschlag aus: Niemand kdnne
heute ernsthaft gegen mehr Transparenz eintreten, argumentierte Michel Matter (glp,
GE). Gegen Eintreten stimmten dann neben der fast geschlossenen SVP-Fraktion - nur
Lukas Reimann (svp, SG) wich von der Fraktionslinie ab und Mike Egger (svp SG) enthielt
sich der Stimme - lediglich noch 17 Angehdrige der Mitte-Fraktion und vier Freisinnige
(5 enthielten sich der Stimme). Die gesamthaft 70 Gegenstimmen waren aber gegen die
115 Stimmen, die fur Eintreten votierten, chancenlos.

Eine von Marianne Streiff-Feller (evp, BE) angefiihrte Minderheit forderte fir Spenden
einen Mindestbetrag von CHF 10'000 und eine von Andri Silberschmidt angeftihrte
Minderheit wollte diesen Betrag als Kompromissvorschlag bei CHF 15'000 ansetzen. Die
Initiative selber sah hier CHF 10'000 vor und der Stéanderat hatte sich fur CHF 25'000
ausgesprochen.  Nachdem  die  Minderheit  Streiff-Feller  zugunsten  des
Kompromissvorschlags zurlickgezogen worden war, wurde dieser mit 118 zu 76 Stimmen
angenommen, wobei die Gegenstimmen aus der SVP- und der Mitte-Fraktion
stammten.

Eine SVP-Minderheit, angeflihrt von Michael Buffat (svp, VD), beantragte, den Vorschlag
der SPK-NR fur die Offenlegungspflicht der Beitrdge von Mandatstragerinnen und
Mandatstrégern abzulehnen. Der Vaudois machte geltend, dass das Gesetz mit
Aufnahme dieser Offenlegungspflicht noch weiter verkompliziert werde, weil
Mandatsbeitrédge ja an unterschiedliche Parteistufen (national, kantonal, kommunal)
ausbezahlt wirden. Auch hier unterlag eine SVP-Mitte-Koalition aus 77 Stimmen einer
117-Stimmen-Mehrheit, die sich fir Beibehalten des neuen Vorschlags entschied.

Die gleiche SVP-Minderheit Buffat wollte auch vom Vorschlag der Kommission,
Transparenz auch bei Kampagnen zu Standeratswahlen herzustellen, nichts wissen.
Michael Buffat argumentierte, dass es sich bei Standeratswahlen um eine kantonale
Angelegenheit handle und dass der Schwellenwert von CHF 50'000 ungerecht sei, weil
dieser zwar bei grossen, aber wohl nicht bei kleinen Kantonen erreicht wirde. Auch
diese Minderheit scheiterte allerdings und der Nationalrat hiess die neue Regelung mit
139 zu 55 Stimmen gut. Erneut fand sich die SVP-Fraktion in der Minderheit, diesmal
allerdings ohne Unterstlitzung der Mitte-Fraktion.

Eine weitere Minderheit, angeflihrt von Marianne Binder-Keller (mitte, AG), griff
schliesslich auch den dritten Vorschlag der SPK-NR an, der stichprobenweise
Kontrollen vorsah. Aufwand und Ertrag stinden hier in keinem Verhéltnis,
argumentierte die Aargauerin, die in ihrem Votum auch bekannt gab, dass die Mitte-
Fraktion sowohl die Initiative als auch den Gegenvorschlag ablehne. Was namlich bei
beiden vergessen ginge, sei die Transparenz bei den «indirekten» Spenden. Eigentlich
mussten alle Organisationen, also auch die Gewerkschaften, Wirtschaftsverbédnde und
NGOs ihre Budgets offenlegen, damit wirklich Transparenz in der Politik herrschen
kénne. Mit 112 zu 82 Stimmen wurde erneut der Vorschlag der SPK-NR unterstutzt.

Auch von der linken Ratsseite wurden Minderheitsantrage gestellt. Eine von Irene Kélin
(gp. AG) angeflihrte Minderheit wollte auf einen im Stédnderat abgelehnten Vorschlag der
SPK-SR zurtickkommen und eine Busse von CHF 20'000 fur Zuwiderhandlung gegen die
Transparenzregeln einfihren. Der von den Grinen und der SP-Fraktion unterstitzte
Vorschlag kam auf 68 Stimmen (unterstitzt von den drei EVP-Mitgliedern), wurde aber
von den 125 Voten aus den anderen Fraktionen Gberstimmt.

Zu reden gab schliesslich auch ein kurzfristig schriftlich eingereichter Antrag von
Thomas Aeschi (svp, ZG), der die von Marianne Binder geédusserte Kritik aufnahm und
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Transparenz fir «alle politischen Organisationen» forderte. Verbande hatten viel
grossere Betrége zur Verflgung als Parteien, weshalb sie ebenfalls in die Pflicht
genommen werden mussten, war die schriftliche Begrindung des Antrags. Hier
schaltete sich Bundesratin Karin Keller-Sutter in die Diskussion ein und argumentierte,
dass es wohl zu «rechtlich kaum I&sbaren Abgrenzungsschwierigkeiten» kommen
wlrde, wenn dieser Antrag gutgeheissen wurde. Die Argumentation der Justizministerin
schien zu verfangen, wurde der Antrag Aeschi doch mit 121 Stimmen abgelehnt. Die 69
Stimmen, die ihn gutgeheissen hatten, stammten aus der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion und einer Mehrheit der Mitte-Fraktion.

In der Gesamtabstimmung standen 113 beflrwortende 78 ablehnenden Stimmen
gegentber (3 Enthaltungen). Der Wind hatte damit gedreht, wie die Presse
kommentierte: Im Gegensatz zur Gesamtabstimmung in der Herbstsession 2020
stimmten diesmal nicht nur die FDP, sondern auch die SP, die GP und die GLP flr den
Entwurf. Skepsis weckte er nach wie vor bei der SVP-Fraktion, die ihn mit 51 zu 2
Stimmen ablehnte, und bei der Mitte-Fraktion, bei der sich allerdings von 29
Stimmenden immerhin sieben fur die Vorlage aussprachen. Der Standerat wird sich in
der Folge mit den drei neu geschaffenen Differenzen auseinandersetzen mussen.

In der Sommersession 2021 réumten die Rate die noch bestehenden Differenzen beim
indirekten Gegenvorschlag fir mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung aus, der
die Anliegen der Transparenzinitiative aufnehmen will. Als erstes war der Standerat an
der Reihe. Daniel Fassler (mitte, Al), der fir die SPK-SR Bericht erstattete, informierte
die Mitglieder der kleinen Kammer vorab, dass der Tragerverein der
Transparenzinitiative in einem an die Kommission gerichteten Schreiben von Ende Mai
2021 den bedingten Rickzug der Initiative in Aussicht stellte, wenn der Standerat in
zwei der vier beim Gegenvorschlag verbleibenden Differenzen auf die Linie des
Nationalrats umschwenke - bei der Hohe der Offenlegungspflicht von Zuwendungen an
Parteien und Initiativkomitees sowie bei der Regelung der Kontrollen. Beide Differenzen
wurden in der Folge ohne Diskussion gutgeheissen: Damit missen neu Geld- oder
Sachspenden, die an Parteien oder Komitees gerichtet werden und Uber einem
Schwellenwert von CHF 15'000 liegen, offengelegt werden. Die Initiative hatte hier
einen Wert von CHF 10’000 und der Standerat urspringlich CHF 25'000 gefordert.
Bereits geeinigt hatten sich die Rate auf die Obergrenze der offenzulegenden Wahl-
und Abstimmungsbudgets von CHF 50'000. Zudem muss eine Behdrde, die vom
Bundesrat noch zu bestimmen sein wird, die Einhaltung der Offenlegungspflichten und
die Vollstandigkeit der eingereichten Dokumente kontrollieren und die Angaben
verdffentlichen. Auch der Standerat war daflr, dass diese Behdrde darlber hinaus
Stichprobenkontrollen durchfihren muss, mit denen die Richtigkeit der Angaben
verifiziert werden soll. Der Vorschlag der SPK-SR, eine sprachliche Anpassung
hinsichtlich der Offenlegungspflicht der so genannten Mandatssteuern, also der
Abgaben, die von Mandatstréagerinnen und Mandatstrédgern an ihre Parteien erbracht
werden, vorzunehmen, wurde ebenfalls stillschweigend gutgeheissen. Zu diskutieren
gab allerdings die letzte Differenz, namlich die Frage, ob die Offenlegungspflicht auch
fur Wahlkampfkampagnen von Standeratinnen und Stéanderaten gelten soll. Die
Mehrheit der kleinen Kammer hatte sich bei der ersten Beratung auf den Standpunkt
gestellt, dass Wahlen von Kantonsvertreterinnen und -vertretern kantonalem Recht
unterstinden und hierfur deshalb keine nationale Regel gelten durfe.
Kommissionssprecher Daniel Fassler wies darauf hin, dass das Initiativkomitee diesen
Punkt nicht als Bedingung fir den Ruckzug der Initiative betrachte. Der Nationalrat
habe in seiner Debatte in der Frihjahrssession 2021 allerdings gefordert, dass alle
Mitglieder des gesamten Parlaments gleichgestellt werden mussten. Die SPK-SR schlage
eine Offenlegungspflicht nur fir jene Standeratsmitglieder vor, die auch tatsachlich
gewahlt wurden, erklart Fassler den Kompromissvorschlag seiner Kommission. Nur
diese gehodrten ja aufgrund der erfolgten Wahl einer Bundesbehérde an und wirden
dann auch nationalem Recht unterstellt. Eine Minderheit beantragte allerdings
Festhalten am ursprunglichen Entscheid. Begriindet wurde diese Position von Thomas
Hefti (fdp, GL) damit, dass in einigen Kantonen bereits Transparenzregeln eingefihrt
worden seien und man dies also getrost den Kantonen Uberlassen durfe, die zudem
spezifischer auf die unterschiedlichen Wahlkampfanforderungen fur den Sténderat
Rucksicht nehmen kénnten. Obwohl vor allem die Ratslinke in Person von Lisa Mazzone
(gp, GE) oder Hans Stockli (sp, BE) fur die Mehrheit argumentierte und gleichberechtigte
Transparenz auch flr die kleine Kammer forderte, folgte eine Mehrheit von 25 zu 19
Stimmen dem Minderheitsantrag und beharrte somit auf dieser letzten Differenz.

Der Nationalrat befasste sich zwei Tage spater somit nur noch mit der Frage, ob
Standeratsmitglieder gleich behandelt werden sollen wie Nationalratsmitglieder. Die
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SPK-NR, flr die Corina Gredig (glp, ZH) das Wort ergriff, sprach sich fur die Bejahung
dieser Frage aus. Der Wahlerschaft diesen Unterschied zu erklaren sei schwierig.
Dennoch wolle die Kommission dem Standerat entgegenkommen und Ubernehme
deshalb den im Standerat gescheiterten Vorschlag der Mehrheit der
Schwesterkommission, eine Offenlegungspflicht nur von effektiv gewéhlten
Kantonsvertreterinnen und -vertretern zu verlangen. Eine von Andri Silberschmidt (fdp,
ZH) angefihrt Minderheit beantragte, dem standerétlichen Entscheid zu folgen und auf
eine Offenlegung der Wahlbudgets fir Sténderatinnen und Sténderdte ganz zu
verzichten, um das gesamte Projekt nicht mit einem Element zu gefahrden, dass
letztlich «nicht matchentscheidend» sei. Die Mehrheit war hingegen anderer Meinung.
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) zeigte sich erstaunt Uber die «grandiose Pirouette»
des Standerats, der ja eigentlich den Gegenvorschlag angestossen habe, um mehr
Transparenz zu schaffen, sich selber jetzt aber davon ausnehmen wolle. Nachdem
Bundesratin Karin Keller-Sutter versicherte, dass der Vorschlag der Offenlegungspflicht
nach erfolgter Wahl verfassungskonform sei, weil ein Standeratsmitglied mit der Wahl
dem Bundesrecht unterstellt werde, erhielt der Kommissionsvorschlag 114 Stimmen. Die
30 Stimmen, die den Standerat génzlich von der Offenlegungspflicht der
Wahlkampfbudgets befreien wollten, stammten aus der FDP (21) und der SVP-Fraktion
(9).

Damit musste eine Einigungskonferenz eingesetzt werden, die es in Anbetracht der
Ausgangslage aber relativ einfach hatte und mit 21 zu 3 Stimmen beschloss, die Version
des Nationalrats bzw. die im Stéanderat abgelehnte Version der Mehrheit der SPK-SR als
Kompromissvorschlag zu unterbreiten. Im Stéanderat gab es zwar noch einige Stimmen,
die sich mit diesem Kompromiss nicht anfreunden konnten - so nannte Jakob Stark
(svp, TG) die Regelung einen «nicht zuldssigen Kunstgriff», weil wahrend der Wahl
kantonales Recht, nach der Wahl aber eidgendssische Recht gelte - nachdem die
Justizministerin aber davor warnte, dass die Initiative, die wohl bei einer
Volksabstimmung «grosse Chancen» hatte, wesentlich weitgehendere
Offenlegungspflichten fiur alle eidgendssischen Wahlen fordere, schwenkte die kleine
Kammer mit 31 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen auf den Kompromissvorschlag ein.
Auch der Nationalrat stimmte dem Kompromissvorschlag mit 132 zu 50 Stimmen
erwartungsgemass zu - nur die fast geschlossene SVP-Fraktion mit Ausnahme von Lukas
Reimann (svp, SG) stimmte dagegen.

Am Schluss der Sommersession 2021 hiess der Nationalrat die Vorlage mit 139 zu 52
Stimmen (4 Enthaltungen) und der Stédnderat mit 35 zu 7 Stimmen (2 Enthaltungen) gut.
In der Folge zog das Initiativkomitee sein Begehren bedingt zurtck. Nach Ablauf der
Referendumsfrist kiindete der Bundesrat an, das die neuen Regelung im Bundesgesetz
Uber die politischen Rechte im Herbst 2022 in Kraft treten sollen. "

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftsordnung

Aprés le dépot par Mauro Poggia (MCG, GE) d'une initiative parlementaire, reprise
ensuite par Roger Golay (mcg, GE), le projet de loi élaboré en conséquence par la
Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a été adopté par la
chambre du peuple par 124 voix contre 65 et 1 abstention. Le Conseil national a
souhaité ainsi améliorer la protection des consommateurs et consommatrices en
obligeant les entreprises @ mieux les informer dans le cadre des renouvellements
tacites de contrats. La conseillere fédérale Karin Keller-Sutter (DFJP) a argumenté, en
vain, qu'il s'agissait d'une entrave a la liberté contractuelle et qu'une telle modification
|égislative entrafnerait un fardeau bureaucratique conséquent. La droite libérale,
majoritairement opposée au projet de loi, a expliqué que des outils de gestion des
délais existaient et que la prolongation automatique était également un avantage pour
les consommateurs et consommatrices. Néanmoins, ces arguments n'ont pas eu I'effet
escompté. Le camp rose-vert, rejoint par le groupe du Centre, les Vert'libéraux, 11 voix
de I'UDC et 2 voix du PLR ont permis |'acceptation du projet de loi par le Conseil
national. ”
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Nachdem der Bundesrat im Januar 2021 den Entwurf der SPK-NR zur Anderung des
Asylgesetzes (AsylG), gutgeheissen hatte, widmete sich der Nationalrat in der
Sondersession 2021 als Erstrat dem Entwurf. Konkret schlug die SPK-NR vor, dem SEM
das Recht zu erteilen, im Rahmen des Asyl- oder Wegweisungsverfahrens die mobilen
Datentriger von Asylbewerbenden zu verwenden, deren ldentitdt nicht anders
festgestellt werden kann. Die Feststellung der Identitat, der Staatsangehorigkeit und
des Fluchtweges sei ein wichtiger Faktor fir die Geschwindigkeit der Asylverfahren,
insbesondere bei Personen, die keine Papiere mit sich tragen - was auf 70 bis 80
Prozent der Asylbewerbenden zutreffe. Die Méglichkeit zur Nutzung von Mobiltelefonen
im Rahmen der Mitwirkungspflicht wirde diesen Vorgang und somit das gesamte
Verfahren beschleunigen, was wiinschenswert sei, erklarte Marco Romano (mitte, TI) im
Namen der Kommissionsmehrheit. Der zweite Kommissionssprecher, Damien Cottier
(fdp, NE), erlduterte weiter, dass es das Ziel dieses Entwurfes sei, eine Brlcke zu
schlagen zwischen dem ndétigen Zugang zu verlasslichen Informationen Uber die
Identitat der Antragstellenden und deren Privatsphére. Letztere werde unter anderem
dadurch sichergestellt, dass die Herausgabe der Datentréager nur als Ultima Ratio
vorgesehen sei. Weiter solle die betroffene Person lber die genauen Massnahmen und
die Vorgehensweise informiert werden und in Begleitung eines Rechtsbeistandes bei
der Auswertung personlich anwesend sein. Ausserdem durfe die Aushandigung nicht
erzwungen werden und der Bundesrat solle nach drei Jahren eine Evaluation dieser
Massnahmen vornehmen und einen entsprechenden Bericht verdffentlichen. Gregor
Rutz (svp, ZH), auf dessen parlamentarische Initiative dieser Gesetzesentwurf
zuruickging, betonte im Namen der SVP-Fraktion, dass die Daten dabei helfen kénnten,
den Kampf gegen Schlepper-Netzwerke voranzubringen, und vielleicht sogar dabei,
Kriegsverbrechen aufzudecken. Auch der Bundesrat sprach sich fir die beantragte
Gesetzesrevision aus, wobei er insbesondere die Regeln zur Wahrung der
Verhéltnismassigkeit und des Datenschutzes beflirworte, wie Bundesratin Karin Keller-
Sutter ausflhrte.

Eine Minderheit um Balthasar Glattli (gp, ZH) wollte nicht auf die Vorlage eintreten, weil
es das offensichtliche Ziel dieser Vorlage sei, dass Asylsuchende leichter abgewiesen
und zurickgeflihrt werden kénnen. Daten aus Deutschland zeigten, dass das Auswerten
von mobilen Datentragern fehleranféllig sei und oft nicht den gewinschten Effekt
bringe. So habe nur in seltenen Féllen ein Widerspruch zu den Aussagen der
betroffenen Personen aufgedeckt werden kénnen. Fur einen solch kleinen «materiellen
Bonus» sei das Verfahren schlicht zu teuer und zu aufwendig, wie Glattli erklérte. Ada
Marra (sp, VD) ergénzte, es sei hdchst problematisch, dass mit dieser Gesetzesanderung
den Asylsuchenden faktisch mehr Privatsphare abgesprochen werde als
Schwerverbrecherinnen und Schwerverbrechern; um die Daten der mobilen
Datentrager in einem Strafverfahren durchsuchen zu durfen, sei namlich ein
richterlicher Entscheid nétig, was hier nicht vorgesehen sei. Ahnlich schien es auch das
UNHCR zu sehen, welcher sich in einer Stellungnahme kritisch zur vorgeschlagenen
Gesetzesanderung gedussert hatte. Das Hochkommissariat hatte moniert, der starke
Eingriff in die Privatsphére der Schutzsuchenden, welche vélkerrechtlich sowie durch
die Bundesverfassung geschutzt sei, werde zu wenig gut geregelt. Des Weiteren sei es -
mit Blick auf die auch von Balthasar Glattli angesprochenen Evaluationen aus
Deutschland - zu bezweifeln, dass die Massnahme wirklich das gewlnschte Ziel
erreiche. Gegen den Widerstand von Links-Grun trat der Nationalrat schliesslich mit
122 zu 65 Stimmen auf die Vorlage ein.

In der Detailberatung forderte Gregor Rutz, dass die mobilen Geréate bei Asylverfahren
und Wegweisungsverfahren flr funf Tage zwangsweise entzogen werden durfen, sollte
eine betroffene Person diese nicht freiwillig abgeben. Rutz argumentierte, dieser
Zwang koénne auch praventiv wirken und die Gesuchstellenden dazu bewegen, von
selbst aktiv mitzuwirken. Da dies lediglich die Klarung der Identitat betreffe, gehe dieser
Vorschlag zu weit, fand jedoch Kurt Fluri (fdp, SO), insbesondere da bereits die
Verweigerung per se in den Asylentscheid mit einfliessen werde. Céline Widmer (sp, ZH)
flgte an, dass auch der EDOB klar vermerkt habe, dass die Durchsuchung der Daten nie
unter Zwang geschehen durfe. Und auch der Bundesrat habe in seiner Stellungnahme
deutlich gemacht, dass ein Zwang die Verhaltnismassigkeit verletzen wurde, die notig
ist, um ein Grundrecht einzuschrénken, fihrte Damien Cottier weiter aus. In der Folge
lehnte der Nationalrat diese Forderung mit 117 zu 70 Stimmen bei einer Enthaltung ab,
wobei sich neben der geschlossenen SVP-Fraktion auch die Hélfte der Mitte-Fraktion
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sowie einzelne Stimmen aus der FDP.Liberalen-Fraktion daflr aussprachen. Auf der
anderen Seite versuchte Ada Marra ebenso erfolglos, die Regelung, dass Mobiltelefone
beim Asylverfahren oder bei Ruckweisungen genutzt werden durfen, ganz zu streichen.
Unterstltzung erhielt sie aus der eigenen sowie der Grinen Fraktion. lhre beiden
Einzelantrage wurden somit mit 121 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt.

In einem zweiten Block wurde in insgesamt funf Antragen geklart, welche Daten
erhoben, wie lange sie gespeichert und wie sie verarbeitet werden dirfen. Auch hier
lehnte der Nationalrat alle Minderheiten und Einzelantrage ab und stimmte somit dem
Entwurf der SPK-NR unverandert zu. Gregor Rutz forderte etwa zum einen, dass die
Notwendigkeit und die Verhéltnismassigkeit des Verfahrens nicht in jedem Einzelfall
neu geprift werden missen, und zum anderen, dass die betroffene Person nicht lUber
das Verfahren aufgeklart werden muss. Das Verfahren solle laut Rutz nicht zuletzt im
Sinne der Betroffenen «fair, korrekt, aber auch effizient» sein, weshalb diese
zeitintensiven Bedingungen zu streichen seien. Ausserhalb der Fraktionen der SVP und
der Mitte erhielten die Antréage von Rutz allerdings keine Zustimmung. Es sei wichtig,
dass die Menschen verstiinden, worum es gehe und was mit ihren Daten passiere,
verteidigte Kommissionssprecher Cottier die Auflagen. Céline Widmer (sp, ZH)
Ubernahm zudem zwei Minderheitsantrége von Angelo Barrile (sp, ZH) fir eine
Verstarkung des Datenschutzes, die allerdings ebenfalls ausschliesslich von Mitgliedern
der SP-, der Grlinen- und der Grunliberalen-Fraktion unterstitzt wurden und somit mit
1M1 zu 79 Stimmen abgelehnt wurden.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf der SPK-NR mit 123 zu 65
Stimmen gegen den Willen der SP- und der Grlnen-Fraktion sowie einem Mitglied der
Grinliberalen an. Damit ging das Geschaft weiter an den Standerat. ©

Nachdem der Nationalrat in der Sondersession vom Mai 2021 den Vorschlag der SPK-NR
zur Anderung des Asylgesetzes (AsylG) unverandert angenommen hatte, befasste sich in
der Herbstsession 2021 der Standerat mit dem Geschéft. Die Anpassung hatte zum Ziel,
dass das SEM zur Feststellung der Identitat von Asylsuchenden kilinftig auch deren
mobile Datentrager nutzen darf, falls die Identitdt nicht anders festgestellt werden
kann. Als Sprecher der vorberatenden SPK-SR erlduterte Marco Chiesa (svp, Tl), dass die
Identitat bei 70 bis 80 Prozent der Asylsuchenden in der Schweiz nicht mit Sicherheit
festgestellt werden kénne. Die Kommission anerkenne zwar das Recht auf Asyl, doch um
die Fairness im Asylprozess zu bewahren, empfinde sie es als wichtig, durch die
Identifizierung der betroffenen Person herauszufinden, ob Schutzbedarf bestehe oder
nicht. Ausserdem habe ein Pilotprojekt des SEM vom November 2017 bis Mai 2018 den
Nutzen dieser Massnahme bestétigt. Eine Minderheit um Hans Stockli (sp, BE) wollte
nicht auf die Vorlage eintreten. Gestltzt auf Erfahrungen aus Deutschland bezweifelte
der Berner die Wirksamkeit der Massnahme - wie es im Ubrigen auch der EDOB tue.
Zudem sei es hochst problematisch, dass im Asylverfahren - im Gegensatz zum
Strafverfahren - flir die Einforderung der mobilen Datentréger keine richterliche
Anordnung vorgesehen sei. Darlber hinaus koénnte die Weigerung, das Handy
abzugeben, den betroffenen Personen zu deren Nachteil als Missachtung der
Mitwirkungspflicht ausgelegt werden. Abschliessend kritisierte Stockli den seiner
Ansicht nach mangelhaften Datenschutz. Justizministerin Karin Keller-Sutter dusserte
sich bezlglich der Zweifel Uber die Wirksamkeit der Massnahme verstandnisvoll,
entgegnete aber, dass der Bundesrat dem Parlament aus diesem Grund drei Jahre nach
Inkrafttreten einen Evaluationsbericht vorlegen misse. Sie betonte Uberdies, dass die
mobilen Datentrager den Asylsuchenden nicht zwangsweise abgenommen werden
durfen. In der Folge trat der Sténderat mit 28 zu 12 Stimmen auf die Vorlage ein und
nahm sie in der Gesamtabstimmung unverandert mit 30 zu 12 Stimmen an.

In den Schlussabstimmungen nahm der Nationalrat den Entwurf mit 127 zu 68 Stimmen
an. Der Standerat hiess ihn mit 31 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung gut. Wie schon
wéhrend der Beratungen sprachen sich die Grune und die SP-Fraktion gegen die
Gesetzesanderung aus. Am 20. Januar 2022 lief die Referendumsfrist ungenutzt aus. ™
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Familienpolitik

Dass die «Ehe fiir alle» an der Urne wohl angenommen werden wirde, zeichnete sich
bereits relativ friih in der Abstimmungskampagne ab. Schon die ersten Umfragen von
Tamedia und SRG ab Mitte August zeigten komfortable Mehrheiten fur die Vorlage von
weit Uber 60 Prozent, woraufhin die Medien die Abstimmung bereits fur gewonnen
erklarten. Dies tat der Intensitat, mit der sie Uber die Abstimmungsvorlage berichteten,
indes keinen Abbruch. Haufig portratierten sie gleichgeschlechtliche Paare oder
homosexuelle Prominente, die der Vorlage ein Gesicht gaben. Weiter machte die
Beflirwortendenseite zwar nicht mit einer breiten Inseratekampagne, aber vor allem mit
bunten Aktionen auf sich aufmerksam, welche die Medien in Druckerschwérze
Ubersetzten. So planten die Beflrwortenden zum Kampagnenstart Ende Juni Aktionen
in zwanzig Stadten, flhrten Hochzeitszeremonien auf dem Berner Helvetiaplatz durch
oder weibelten an Pride-Umziigen fir die Vorlage. Uber 20'000 Teilnehmende
verzeichnete etwa die Zurich Pride, nachdem LGBTQ+-Organisationen auf die
«wichtigste gesellschaftspolitische Abstimmung seit Jahrzehnten» hingewiesen und zur
Teilnahme an der Demonstration durch die Innenstadt aufgerufen hatten. Beim Umzug
mit dabei waren nicht nur Angehodrige der LGBTQ+-Gemeinschaft, sondern unter
anderem auch Grossunternehmen wie IKEA, UBS und Swiss sowie Sektionen der Polizei
und der Armee. Dass die Unterstitzung in der Gesellschaft ausgesprochen breit war,
zeigte sich somit also nicht nur an der klar positiven Tonalitdt in den Medien, welche
das FOG festgestellt hatte, oder an der offentlichen Unterstiitzung durch viele
Prominente, sondern auch durch klare Positionsbezlge von Unternehmen - ein in der
Schweiz wahrend Abstimmungskampagnen eher selten beobachteter Umstand. Dass
sich IKEA in einen Schweizer Abstimmungskampf einschaltete, war indes nicht ganz neu:
Bereits im Vorjahr hatte sich das Moébelunternehmen mit Inseraten und Clips fur die
Einflhrung des Vaterschaftsurlaubs ausgesprochen.

Das im Abstimmungskampf immer wieder vorgebrachte Argument der Befiirwortenden
lautete, dass es die Annahme der Vorlage ermdgliche, eine nach wie vor bestehende
und flr viele Menschen unbegrindet erscheinende rechtliche Ungleichbehandlung zu
beseitigen, ohne dass anderen Personen daraus Nachteile erwachsen wirden. Es sei
nicht die Aufgabe des Staates, private Beziehungen zu werten oder Menschen
vorzuschreiben, wie sie ihr Privat- und Familienleben zu fihren héatten, flhrte
Bundesratin  Keller-Sutter an ihrer Medienkonferenz  zur Erdéffnung der
Abstimmungskampagne weiter aus. Mit der zivilen Ehe kénnten Ungleichheiten far
gleichgeschlechtliche Paare in Bezug auf die gemeinsame Adoption, den Zugang zu
Fortpflanzungsmedizin und bei der Einblrgerung beseitigt werden, die trotz der
Méglichkeit der eingetragenen Partnerschaft bisher fortbestanden héatten. Zudem
hatten Studien gezeigt, «dass fur die Entwicklung der Kinder nicht die
Familienkonstellation entscheidend ist, sondern die Flrsorge und die Zuwendung, die
sie in der Familie erhalten». Dies brachte die Bundesratin vor, um eines der
Hauptargumente der Gegnerschaft zu entkraften.

Denn insbesondere Letzteres bestritten Angehorige des Referendumskomitees néamlich
vehement und richteten sich dezidiert gegen die mit der Vorlage zu schaffende
Neuerung, welche lesbischen Paaren in der Schweiz Zugang zur Samenspende
verschaffen wollte. Die Argumente der Gegnerschaft grindeten dabei auf dem
Kindeswohl - die «Psyche der Kinder bleibt auf der Strecke», titelt etwa die Weltwoche,
deren Redaktion sich hauptsachlich gegen die Vorlage stellte. Jedes Kind habe ein
Recht auf einen Vater. Ein Kind brauche Vorbilder von beiden Geschlechtern und «die
Verwurzelung in der Ursprungsfamilie [seil fur die kindliche Identitatsbildung zentral»,
argumentierte die Gegnerschaft im Abstimmungsbtchlein. In den Medien zu reden gab
in diesem Zusammenhang auch ein von gegnerischen Kreisen unter der Leitung des
ehemaligen Walliser Nationalrats Oskar Freysinger lanciertes Abstimmungsplakat, das in
schwarzweisser Farbgebung grossflachig das Gesicht eines Zombies mit stechenden
Augen zeigte, begleitet vom Slogan «Enfants avec un mort» respektive «Kinder mit
einem Toten». Nach Berichten aus einer Walliser Gemeinde, in der ein Plakat in der
Néhe einer Primarschule aufgestellt worden war und daraufhin wegen verangstigten
Reaktionen hatte entfernt werden mussen, wurden hingegen die Auswirkungen des
Plakats selber auf das Kindswoh!l diskutiert. Nicht zuletzt sei der Zugang zur
Samenspende flr lesbische Paare auch nicht verfassungskonform, da Art. 119 der BV die
medizinisch unterstitzte Fortpflanzung nur bei Unfruchtbarkeit oder Gefahr einer
schweren Krankheit erlaube, argumentierten die Gegnerinnen und Gegner weiter. Es
gehe nicht, lesbische Paare aufgrund eines unerfillten Kinderwunsches als unfruchtbar
einzustufen. Als weitere negative Folge des Zugangs zur Samenspende fur lesbische
Paare beflrchtete die Gegnerschaft bereits weitere Lockerungsschritte in der
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medizinisch unterstltzten Fortpflanzung, namentlich die Eizellenspende und die
Leihmutterschaft, da auch Alleinstehende oder schwule Paare sich bald auf ihr Recht
auf Kinder berufen kénnten.

Uberaus haufig berichteten die Medien im Laufe der Abstimmungskampagne auch (ber
die Positionsbeziige von Parteien und Kirchen, da sich die Haltungen auch innerhalb
gewisser Parteien und kirchlicher Kreise teilweise stark unterschieden. Wahrend sich
alle Sektionen der SP, Grinen, GLP und auch der FDP - nach einigen Wirren bei den
Jungfreisinnigen in Genf und mit Ausnahme der Stimmfreigabe der Kantonalsektion
Jura - fur die Vorlage ausgesprochen hatten, zeigte sich das Bild bei der Mitte und der
SVP etwas weniger klar. Schliesslich kam es zwar nur zu wenigen abweichenden
kantonalen  Parolenfassungen, aber dennoch a&usserten sich prominente
Aushéngeschilder offentlich mit abweichenden Parteimeinungen. Bei der Mitte
scherten etwa der Tessiner Nationalrat Marco Romano und sein Walliser Ratskollege
Benjamin Roduit aus. Beide engagierten sich im Referendumskomitee, obwohl die Mitte
an ihrer Delegiertenversammlung ein deutliches Ja beschlossen hatte. Auf der anderen
Seite gab es bei der SVP, die das Referendum ergriffen hatte, vor allem junge
Parteimitglieder, welche die Vorlage 6ffentlich unterstitzten. Prasent in den Medien
waren vor allem Michael Frauchiger, Vorstandsmitglied der SVP Ziurich und als
Homosexueller potentiell von der Vorlage betroffen, sowie die Aargauer Nationalratin
Martina Bircher. Frauchiger lancierte ein eigenes Ja-Komitee aus SVP-Mitgliedern, um
sichtbar zu machen, dass die SVP keine Hinterwéldler-Partei sei, wie er gegenltber den
Medien erklarte. Gegentber dem Blick liess Bircher verlauten, dass sie innerhalb der
SVP in dieser Frage einen Graben zwischen der alteren und der jlingeren Generation
vermute, wobei erstere auch religidse Werte in den Vordergrund stelle, wéhrend sich
letztere primar gegen jegliche Einmischung durch den Staat zur Wehr setze.

Nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der Kirchen unterschieden sich die
Positionen zur «Ehe flr alle»: Wéhrend die Schweizerische Bischofskonferenz (SBK) ein
Nein beschloss, portierte der Katholische Frauenbund ein Ja, ebenso wie die
evangelisch-reformierte Kirche. Expertinnen und Experten stellten bei den Kirchen in
Fragen rund um die Homosexualitdt in den letzten Jahren einen zunehmenden
Wertewandel fest, was eine aktuelle GFS-Studie zumindest nicht widerlegte. Gemass
dieser beflirworteten zwei Drittel der Katholikinnen und Katholiken die zur Abstimmung
stehende Vorlage. Hingegen warfen einzelne im Vorfeld der Abstimmungen publizierte
Zeitungsberichte Licht auf die in gewissen Kreisen noch immer existierende Praxis der
Konversionstherapie. ®

Ende September 2021 durfte die «Ehe fur alle» schliesslich den von ihren
Beflirwortenden bereits lang ersehnten Erfolg in der Volksabstimmung feiern, womit
auch die Schweiz als beinahe letztes Land Westeuropas ihren gleichgeschlechtlichen
Paaren das Recht zur Eheschliessung zugestand. Bei einer Stimmbeteiligung von 52.6
Prozent beflrworteten deutliche 64.1 Prozent der Stimmenden die Mdglichkeit der
zivilen Ehe fUr gleichgeschlechtliche Paare. Besonders erfreut zeigten sich die
Beflrwortenden auch daruber, dass sich die Stimmbevoélkerung in allen 26 Kantonen
mehrheitlich fir die Vorlage ausgesprochen hatte. «Eine Abstimmung wird zum
Triumph fur die gleichgeschlechtliche Liebe», titelte etwa die NZZ und wertete die
Zustimmung der Kantone als Bestatigung dafur, dass die Vorlage auch dann erfolgreich
gewesen ware, wenn sie mittels Verfassungsdnderung umgesetzt worden waére, wie dies
die Gegnerschaft mehrfach verlangt hatte. Nicht zuletzt zeige die Volksabstimmung
auch einen spurbaren Wertewandel in den léandlichen Gebieten, denn bei der 2005
erfolgten Volksabstimmung Uber die eingetragene Partnerschaft héatten sich einige
landlich  geprégte Kantone noch mehrheitlich gegen mehr Rechte fur
gleichgeschlechtliche Paare ausgesprochen, so die NZZ weiter.

Gleichwohl variierte die Zustimmung zwischen den Kantonen auch bei dieser
Abstimmung betrachtlich und zwar von einem relativ knappen Ja im Kanton Appenzell
Innerrhoden (50.8%) bis zu einem Uberaus klaren Ja im Kanton Basel-Stadt (74%). Der
Deutschschweizer Stadtkanton blieb jedoch eine Ausnahme; in allen anderen Kantonen
betrugen die ablehnenden Stimmen jeweils mindestens 30 Prozent.

Das klare Ja wurde von verschiedensten Akteuren auch als Zeichen interpretiert, dass
es Zeit sei, weitere Debatten in diesem Bereich anzustossen oder zu intensivieren.
Andrea Caroni (fdp, AR) etwa meinte, nun misse man auch an diejenigen Personen
denken, die sich gegen eine Heirat entscheiden, aber trotzdem rechtlich absichern
mochten, was ein Pacte civil de solidarité (Pacs) ermoglichen wirde. Laura
Zimmermann, Co-Prasidentin der Operation Libero, sah die Zeit gekommen, um Uber
die Offnung der Fortpflanzungsmedizin fiir unverheiratete Paare oder fiir
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alleinstehende Frauen zu diskutieren. Die Frage, ob nun auch die Leihmutterschaft bald
eingefuhrt werde, wie Gegnerinnen und Gegner der «Ehe fur alle» beflrchteten,
verneinte Bundesratin Karin Keller-Sutter nach der Abstimmung gegenlber der
Aargauer Zeitung deutlich. Zum einen kénnte eine solche Forderung klar nur durch eine
Verfassungsanderung erfullt werden und zum anderen wilrden sich hier auch
«schwierige ethische Fragen» stellen. Etwa bestehe die Gefahr, dass Leihmdutter
ausgebeutet werden konnten. Dass auch der vor der Abstimmung lauter gewordene
Unmut gegen Konversionstherapien in den Medien die Politik in Zukunft starker
beschéftigen konnte, zeigten drei parlamentarische Initiativen zu diesem Thema, die
um den Abstimmungstermin herum im Parlament eingereicht wurden (Pa.lv. 21.483;
Pa.lv. 21.496; Pa.lv. 21.497).

Abstimmung vom 26. September 2021

Beteiligung: 52.6%
Ja: 1'828'642 Stimmen (35.9%)
Nein: 1'024'307 Stimmen (64.1%)

Parolen:

-Ja: FDP (1*), GLP, GPS, Mitte (2*), SP; Amnesty International, Evangelisch-reformierte
Kirche, diverse LGBTQ+-Organisationen, Pro Familia, Pro Juventute, Schweizerischer
Katholischer Frauenbund, SGB

-Nein: EDU, EVP, SVP (3*), Schweizer Bischofskonferenz, Freikirchen.ch

* in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen ™

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nach den ersten Beratungen des Entwurfs der RK-SR zum Gemeinniitzigkeits- und
Stiftungswesen in Umsetzung einer parlamentarischen Initiative Luginblhl (bdp, BE)
waren zur Differenzbereinigung in der Herbst- und Wintersession 2021 noch zwei
Differenzen offen.

Bei der ersten Differenz wollte der Nationalrat neu das Beschwerderecht im Rahmen
von Stiftungen gesetzlich regeln und auf Personen ausweiten, die ein «berechtigtes
Kontrollinteresse» an der Arbeit des Stiftungsrates haben. Der Standerat folgte jedoch
stillschweigend seiner Kommission, lehnte diesen Punkt ab und hielt somit an der
Differenz fest. Der Artikel sei zu undeutlich formuliert, weshalb man eine
Beschwerdeflut und somit eine Schwachung des Stiftungsstandorts Schweiz und der
Rechtssicherheit flrchte, erklarte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS). Zudem
sei die bereits bestehende Aufsicht Uber Stiftungen ausreichend und funktioniere gut.
Doch auch der Nationalrat hielt in der Wintersession 2021 auf Anraten seiner
Kommissionsmehrheit und gegen eine Minderheit Vogt (svp, ZH) an der Differenz fest:
Die Formulierung eines «berechtigte[n] ~Kontrollinteresselsl» werde eine
Beschwerdeflut verhindern, argumentierte Kommissionssprecherin Judith Bellaiche
(glp, ZH). Erfolglos blieb auch eine Minderheit Dandrés (sp, GE), die den Beschwerdeweg
noch weiter 6ffnen und die Bedingung eines «berechtigten Interesses» streichen
wollte. In der Folge stimmten beide Rate einem Kompromissvorschlag zu: So hatte eine
erfolgreiche Minderheit Sommaruga (sp, GE) im Sténderat vorgeschlagen, das
Beschwerderecht begrenzter zu erweitern, als es der Nationalrat urspringlich
vorgesehen hatte. Konkret sollten Spenderinnen und Spender sowie ihnen
nahestehende Personen, welche der Nationalrat einschliessen wollte, vom
Beschwerderecht ausgeschlossen werden. Der Standerat folgte diesem Vorschlag mit
26 zu 17 Stimmen. Der Bundesrat, welcher sich urspringlich gegen eine Erweiterung
ausgesprochen hatte, erachtete diesen Kompromiss ebenfalls als machbare Losung, wie
Karin Keller-Sutter erlauterte. In der Folge stimmte auch der Nationalrat dieser Lésung
stillschweigend zu, womit diese erste Differenz bereinigt war. Damit haben nun
Beglnstigte und Glaubiger einer Stiftung, sowie Stifter und Zustifter, ihnen
nahestehende Personen und Stiftungsratsmitglieder ein Beschwerderecht. Dafir muss
jedoch ein berechtigtes Kontrollinteresse daran, dass die Stiftung im Sinne des
Stiftungszwecks handelt, nachgewiesen werden kénnen.
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Eine zweite Differenz hatte der Nationalrat bei der Frage, ob Stiftungen, die ihre
Stifungsorgane entsprechend ihrer Aufgaben entléhnen, steuerbefreit werden
kénnen, geschaffen. Die RK-SR wollte auch hier an der ablehnenden Haltung des
Standerats festhalten, da diese Forderung in der Vernehmlassung von 18 Kantonen strikt
abgelehnt worden sei, wie Kommissionssprecher Rieder die Mehrheitsposition
ausfuhrte. Die Kommission beflrchtete etwa, dass Stiftungsgelder so in Lohne statt in
den tatsachlichen Stiftungszweck fliessen wirden. Der Stéanderat folgte stillschweigend
seiner Rechtskommission, woraufhin aber auch der Nationalrat an seiner Version
festhielt, um eine professionellere Stiftungsfihrung zu ermoglichen. Zudem gehe es
eben um «angemessene» und nicht um «marktkonforme» Ldéhne, wie der Standerat
befurchtet hatte. Die Argumentation des Stéanderates sei widersprichlich, da er den
zweckmassigen Einsatz der Gelder bei den Léhnen flrchte, aber gleichzeitig eine
Beschwerdemaoglichkeit fur solche Falle verhindern wolle, kritisierte
Kommissionssprecherin Bellaiche den Schwesterrat. Nach einem weiteren Festhalten
des Sténderats lenkte der Nationalrat ein und verzichtete auf diese Erganzung, womit
auch die letzte Differenz bereinigt werden konnte.

Das Geschéaft war damit fir die Schlussabstimmungen bereit, welche noch in der
Wintersession 2021 stattfanden. Der Nationalrat nahm den Entwurf mit 141 zu 52
Stimmen an, wobei alle ablehnenden Stimmen von Mitgliedern der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion stammten. Der Stédnderat nahm die Vorlage hingegen
einstimmig mit 43 Stimmen an. Damit kamen die Beratungen zur parlamentarischen
Initiative Luginbihl und zu deren Umsetzung nach gut sieben Jahren zu einem Ende. "
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